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womit der Schloßplatz bedeckt war , konnten als unzweideutige Adreſſe

gelten , welche , kommentiert durch die dem Großherzog , der Groß —

herzogin und dem ganzen höchſten Hauſe ausgebrachten rauſchenden

Vivats , die Geſinnungen der braven Bürger Karlsruhes ohne Worte

ebenſo kräftig als bündig ausſprach . “

Die Gemeindeordnung von 1831 und ihre

Modifikationen .

Für die Stadt Karlsruhe waren von einer in alle ihre Ver —

hältniſſe tief einſchneidenden Bedeutung die auf dem Landtag von

1831 vereinbarten Geſetze über die Verfaſſung und Verwaltung der

Gemeinden , über die Rechte der Gemeindebürger und die Erwerbung

des Bürgerrechtes . Was auf den meiſten der vorangegangenen Land⸗

tage nur Entwurf geblieben war , erreichte nun Geſetzeskraft , und

dieſes Ergebnis war in erſter Linie der Energie und der unermüd⸗
lichen Arbeit zur Ausgleichung beſtehender Gegenſätze zuzuſchreiben ,

welche Staatsrat Winter entwickelte , um in wahrhaft liberalem

Geiſte die bisher herrſchenden veralteten Zuſtände zeitghemäß um —

zugeſtalten .
Durch die neue Gemeindeordnung wurde der Unterſchied

zwiſchen Orts - und Schutzbürgern aufgehoben , die Gemeindebürger

ernannten von nun an die Gemeindebeamten und Kollegien ohne

Einmiſchung des Staates , deſſen Beſtätigungsrecht nur noch bei der

Wahl des Bürgermeiſters und auch da mit der Beſchränkung eintrat ,

daß in dritter Wahl die Beſtätigung nicht verſagt werden durfte .

Die Bürgermeiſter und Gemeinderäte wurden fortan auf ſechs, die

Mitglieder des Bürgerausſchuſſes auf vier Jahre erwählt , die

Gemeindekollegien wurden dadurch periodiſch erneuert , daß aus dem

Gemeinderath alle zwei Jahre ein Drittel , aus dem Bürgerausſchuß
die Hälfte der Mitglieder ausſchied .

Bei Verwaltung der Gemeindeangelegenheiten trat fortan an

Stelle der bisher beſtehenden Bevormundung der Gemeinden durch
den Staat ein Auffſichtsrecht desſelben . Die wenigen Fälle , in denen

der Gemeinderat in der Verwaltung an die Zuſtimmung teils des

Bürgerausſchuſſes , teils der Gemeindeverſammlung gebunden und

in denen die Staatsgenehmigung vorbehalten war , wurden durch das

Geſetz feſt beſtimmt . Zur Dekretierung einzelner Ausgaben bedurfte



der Gemeinderat fortan nicht mehr der Mitwirkung der Staatsbehörde ,

welcher vielmehr nur die Genehmigung oder Verwerfung des Gemeinde—
voranſchlags im Ganzen zuſtand .

Das Bürgerrechtsgeſetz gewährte bei Erfüllung der vorge —

ſchriebenen Bedingungen und Erforderniſſe , die zu Gunſten der die

Bürgerannahme ſuchenden Inländer erheblich herabgeſetzt wurden ,

dieſen fortan als ein Recht , was bisher von dem Ermeſſen der Ge —

meinde und der Zuſtimmung der Staatsbehörde abhing . Einem An —

trag des Karlsruher Abgeordneten Goll , der Annahme fand , hatte

man zu danken , daß die Schutzbürger bei ihrem Übergang in das

Gemeindebürgerrecht wenigſtens den für Antritt dieſes Rechtes über⸗

haupt beſtimmten Betrag zu zahlen hatten.
Durch die in dieſem Geſetz erfolgte Beſeitigung des Unterſchieds

zwiſchen Orts⸗ und Schutzbürgern wurde eine ſehr große Zahl von

Perſonen in das volle Ortsbürgerrecht eingeführt und erhielt damit

zugleich die ſtaatsbürgerlichen Wahlrechte , die Stimmfähigkeit bei

Gemeindeverſammlungen , die Teilnahme am Gemeindevermögen und

an den Bürgergenüſſen .
Mit dieſer Geſetzgebung war — was allerdings nur wenige

tiefer blickende Staatsmänner , vorab Winter ſelbſt , erkannten —

der Weg zur Einführung der Gewerbefreiheit und der Ein⸗

wohnergemeinde beſchritten .

Daß der wohlüberdachte Vorſchlag Winters , dem unverhältnis⸗

mäßigen Zuwachſen der Gemeindebürger und der Vermehrung der

Bürgerſchaft durch unbemittelte und unſelbſtändige Leute durch Ein⸗

führung eines wenn auch nur mäßigen Wahlcenſus eine wohl⸗

thätige Schranke zu ſetzen, durch den Widerſpruch der Liberalen im

Landtag abgelehnt worden war , nötigte ſchon im Jahre 1833 die

Regierung dazu, durch ein proviſoriſches Geſetz den erforderlichen

Damm gegen das ſchrankenloſe allgemeine Stimm⸗ und Wahlrecht

aufzurichten . Es gelang auf dem Landtage von 1835 nicht , dieſes

proviſoriſche durch ein definitives Geſetz zu erſetzen, dagegen wurde

von dieſem Landtage eine Regierungsvorlage angenommen , welche den

Abſchnitt der Gemeindeordnung über die Beſtreitung der Gemeinde —

bedürfniſſe einer Reviſion unterzog . Auf dem Landtag von 1837

wurde ſodann eine ſehr weſentliche Modifikation der Gemeindeordnung

vereinbart , indem , trotz dem entſchiedenen Widerſpruch der liberalen
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Deutlchland .

Wuͤrtemberg . Die Miniſterien der aus —

wärtigen Angelegenheiten und des Innern haben
unterm 26 . v. M. eine Bekanntmachung erlaſſen ,
in Betreff des Verbots der deutſchen allgemeinen
Zeitung durch den Bundesbeſchluß vom 6. Sept . ,
zu deſſen Vollzug das Erforderliche verfuͤgt wor —

den iſt . Die deutſche allgemeine Zeitung hat dem⸗

nach aufgehoͤrt zu erſcheinen .
Im Großherzogthum Heſſen werden die Wah⸗

len der Abgeordneten zu dem bevorſtehenden Land⸗

tag mit großer Theilnahme betrieben ; die bis jetzt
zu Stande gekommenen Wahlen ſind beinahe durch⸗
gehends auf freiſinnige Männer gefallen .

In Sachſen ſtellen ſich dem Abſchluß des

Zoll⸗ und Handelsvertrags mit Preußen
immer neue Hinderniſſe in den Weg, welche die

Regierung ſchwerlich wird beſeitigen koͤnnen . Preu⸗
ßen verlangt das Fortbeſtehen des Meßrabbats
für Frankfurt an der Oder , wodurch Leipzig in

ſo offenbaren Nachtheil geſtelt wuͤrde , daß die

ſaͤchſiſche Regierung ſchon um dieſes einen Punk⸗
tes willen nicht in den Zollverband treten kann .

Außerdem wuͤrden auch die Kolonialwaaren und

das Salz theurer werden , was fuͤr das Land von



entſchiedenem Nachtheil waͤre . Man vermuthet ,
daß das Miniſterium in der naͤchſten Sitzung den

Staͤnden eine Eroͤffnung machen , und ihnen die

Einwilligung oder Verwerfung des Zoll ⸗und

Handels-Verbandes mit Preußen anheimgeben

wird . Batern und Wuͤrtemberg ſollen ebenfalls

nicht geneigt ſeyn , unter den von Preußen vor⸗

geſchlagenen Bedingungen dem Zollverbande bei⸗

zutreten , da hiermit eine Erhoͤhung der Steuer

verbunden iſt , woruͤber in den konſtitutionellen

Staaten die Regierungen nicht ohne Zuſtimmung

der Kammern verfuͤgen koͤnnen .

In Hannover iſt man mit den Reſultaten

der ſtaͤndiſchen Verhandlungen nicht zufrieden .
Hungeachtet der Bemuͤhungen einzelner vaterlands⸗

liebender Mitglieder der zweiten Kammer iſt doch

nichts von Allem dem zu Stande gekommen , was

das Land hoffte und braucht . Zur Vereinfachung

der Verwaltung , zur Erleichterung der Grundla —

ſten und zur Belebung des Handels : iſt bis jetzt

noch nichts Erhebliches geſchehen ; die Erſpar⸗

niſſe an den Ausgaben beſchraͤnken ſich auf 100,000

Thaler , welche am Militaͤretat abgezogen wur⸗

den , wo durch die allgemein erwartete Aufhebung
von 4 Kavallerieregimentern , mehr als 600,000

Thaler haͤtten erſpart werden koͤnnen . An Preß⸗

freiheit , ſelbſt nur fuͤr innere Landesangelegenhei—⸗
ten , iſt nicht zu denken , vielmehr hat die Regie⸗

rung unter den Augen derͥKammern die in Klaus⸗

thal erſcheinende Volkszeitung verboten , als deren

eigentliche Redakteure einige Mitglieder der zwei —

ten Kammer bezeichnet wurden .

Frankreich .

Die Truppenbewegungen bei der Nordarmee

haben ihren Anfang genommen . Das Hauptquar⸗

tier kommt nach Valenciennes . Das Hotel der

Bergwerksdirektion vor dem Pariſer Thor wird

für den Marſchall Gerard und den Generalſtab

eingerichtet . Es iſt Befehl gegeben worden , die

Feſtung Valenciennes ( an der Schelde , 19,000

Einwohner ) in Vertheidigungszuſtand zu ſetzen ;

25 Artilleriſten von der Nationalgarde und eben

ſo viel von der Linie ſind täglich mit dieſer Ar⸗
beit beſchaͤftigt . Ein Rundſchreiben des Praͤfekten

des Norddepartements ſetzt die Ortsvorſtände in

Kenntniß , daß in Folge der Truppenbewegungen
mehrere Plätze der 16 . Militäͤrdiviſion ihre Gar⸗

niſonen verlieren werden ; der Praͤfekt ließ eine

Aüfförderüng an den Patriotismus der Nätional⸗

garden ergehen , deren Dienſte durch die Sorge

fuͤr die Bewachung der Feſtungen mehr als bisher

in Anſpruch genommen werden . Das 20ſte leichte

Infanterieregiment iſt von Arras , wo es in Gar⸗

niſon lag , an die Nordgraͤnze marſchirt ; das 10te

Dragonerregiment hat Befehl erhalten , innerhalb
24 Stunden dahin agfzubrechen. Das öte n. 8te

erantwortlicher Redacteur : Crasmus Bartlin .

Linieninfanterie - Regiment , in Garniſon zu St .

Omer , Aire und Bethune vereinigen ſich in Lille ;
die Huſſaren von Orleans haben Befehl bekom —

men , ſich marſchfertig zu halten ; die Angeſtellten
bei der Militaͤradminiſtration treffen von allen

Seiten ein ; die Offiziere vom Generalſtab , welche

in Urlaub waren , ſind bereits auf ihre Poſten

zuruͤckgekehrt .

Staatspapiere .

WIEN , den 24. Sept . 4prozent . Metalliques 77

Bankaktien 1147½ .
PARISER Börse vom 27. Sept . 5proz . Konsol . 96 Fr .

5 Ct. 3proz . konsol . 68 Fr . 80 Ct.

FnANKTUnr , den 28. Sept . Grossherzogl . Badische

50 fl. Lott . Loose von S. Haber sen - und Goll & Söhne

1280 81¼ fl. — Aprozent . Metalliques 79 ; Bank -

aktien 1357 ( Geld ) .

Anjßeige .

Stuttgart . [ Die Auswanderung

nach Nordamerika zur Begruͤndung
von Neu - Deutſchland betreffendl .

Da die Beleuchtung der Vortheile , wie der Noth —

wendigkeit einer Anſchließung ſaͤmmtlicher nach

Nordamerika answandern wollenden Perſonen zu

einem groͤßern Ganzen ſo viel Anklang gefunden ,

und manche Anfragen nicht allein erregt , ſondern

auch ſchon viele wirkliche Theilnehmer erhalten
hat , ſo wird bekannt gemacht , daß auf portofreie
Briefe genügende Nachricht ertheilt , auch der

Plan zur Ausfuͤhrung ſelbſt mitgetheilt , und auf

Verlangen perſoͤnliche Auskunft gegeben wird . —

Dieſe Briefe ſind zu adreſſiren an J . B. M. in

Stuttgart , abzugeben bei Weinſchenk Kunzelmann ,
oben in der Roſenſtraße . — Vorlaͤufig wird be—⸗

merkt , daß Glieder dieſer Geſellſchaft guten Ru⸗
fes und wenigſtens im Beſitze eines zu den Reiſe⸗
koſten hinreichenden Vermoͤgens ſeyn muͤſſen ; daß

noch in dieſem Jahre die Laͤndereien , nach voran —

gegangener Unterſuchung des Bodens , angekauft
und diejenigen Maßregeln ergriffen werden , wel⸗

che ebenſo die noͤthigen Voreinrichtungen an Ort

und Stelle , als die moͤglichſt baldige Ueberfahrt

im nächſten Jahre bei Eroͤffnung der allgemeinen

Schiffahrt ſicher ſtellen . Der Reiche wie der Arme ,

der Landwirth wie der Handwerker iſt bei der

getroffenen Einrichtung gleich geſichert , und es

wird jetzt nur wegen der Beſtimmung des noͤthi⸗

gen Landumfanges fuͤr das Ganze die Beſchleu —
nigung jener Briefe erwartet , welche voraus

ſchon deßhalb die Angabe des Vermoͤgens , der

Zahl und des Alters der Familien , und des Ge⸗
werbes enthalten ſollten .
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Oppoſition , die Beſtimmung Annahme fand , daß in den Gemeinden

über 3000 Seelen von und aus der in drei Steuerklaſſen geteilten
Bürgerſchaft große Ausſchüſſe zu wählen ſeien, welche an die

Stelle der Gemeindeverſammlung traten und insbeſondere auch
die Wahl des Bürgermeiſters , der Gemeinderäte und des kleineren

Ausſchuſſes vorzunehmen hatten . Endlich kam auf dem Landtag von
1839 ein Geſetz über die Aufhebung der Loſungs - und Einſtands⸗
rechte zuſtande , welches jede Schranke gegen das Eindringen und An —

wachſen der Ausmärker und gegen Verdrängung der Gemeindebürger
und Einwohner aus dem Beſitze der Gemarkung entfernte . Damit

fand die Gemeindegeſetzgebung auf längere Zeit ihren Abſchluß .

Die Preſſe .

Mehr als die neue Gemeindeordnung , ſo wichtig ſie auch für
die Verhältniſſe der Bürger war , bewegte die Gemüter die durch das

Geſetz vom 28 . Dezember 1831 erfolgte Aufhebung der Cenſur , die

ſo lang angeſtrebte Freiheit der Preſſe . Lebhafter trat die über

dieſe Errungenſchaft empfundene Freude in den Städten hervor , in

welchen die Führer der liberalen Bewegung ihren Wohnſitz hatten , in

Mannheim , Freiburg , Konſtanz . Aber auch in Karlsruhe wurde der

1. März 1832 , an welchem die badiſche Preßfreiheit ins Leben trat ,
in öffentlichen und Privatvereinen feſtlich begrüßt und —wie es in der

Karlsruher Zeitung heißt — „ dem Vater des Vaterlandes , Leopold ,
der ſeine Kinder zum Genuſſe dieſes Gutes für mündig erklärte , manch
donnerndes Lebehoch gebracht . “ Dieſes Blatt , das bisher die abſolute
Enthaltung von eigenem Urteil in allen politiſchen Fragen als ober —

ſten Grundſatz beobachtet hatte , ſollte nun , „ um einen würdigen Ge⸗

brauch der ſo wiederhergeſtellten Freiheit öffentlicher Rede zu machen “ ,
nach dem Wunſche des Verlegers , Ph . Macklot , „auf zeitgemäße
Weiſe umgeſtaltet und erweitert “ werden . Dieſe Veränderung im

Charakter des halbamtlichen Blattes machte ſich beſonders durch ver —⸗

ſchiedene Einſendungen mit und ohne Namensunterſchrift bemerklich ,
ja ſelbſt Artikel aus dem „Freiſinnigen “ und anderen liberalen Blättern

fanden in ſeinen Spalten Aufnahme , ebenſo ohne jede Reſerve poli —
tiſche und Perſonal⸗Nachrichten aus dem Großherzogtum , die man

bis daher faſt ausnahmslos vergebens geſucht hätte . Aus der Mann⸗

heimer Zeitung wurde am 24 . März die Nachricht übernommen ,
4
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